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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

1. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Visiert die Bundesministerin für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, Svenja 
Schulze, vor dem Hintergrund ihrer aktuellen Äu-
ßerungen zur Fachkräfte-Zuwanderung (vgl. 
www.deutschlandfunk.de/schulze-will-verstaerkt-
um-fachkraefte-aus-entwicklungslaendern-werbe
n-100.html, zuletzt abgerufen am 7. Juni 2023) 
zugleich auch Maßnahmen an, die eine weitere 
Abwanderung von einheimischen Fachkräften aus 
Deutschland (hierzu etwa: finanzmarktwelt.de/fac
hkraefte-kommen-nicht-nach-deutschland-sonder
n-verlassen-das-land-263757/, zuletzt abgerufen 
am 7. Juni 2023) verhindern sollen?

2. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis über die finan-
ziellen Entwicklungshilfeleistungen an China?

3. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis über die Ent-
wicklungshilfezahlungen an Afrika?

4. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

In welchen Ländern genau setzt sich die Bundes-
regierung nach Kenntnis der Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Svenja Schulze aktiv für Menstruationsgesundheit 
und -hygiene ein (www.bmz.de/de/aktuelles/aktue
lle-meldungen/tag-der-menstruationshygiene-endl
ich-mit-dem-stigma-brechen-112088), und auf 
welche Gesamtsumme belaufen sich die finanziel-
len Mittel, die hierfür bereits insgesamt aufge-
wandt wurden?

5. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Gibt es einen Etat zur Förderung der „feministi-
schen Entwicklungspolitik“, und wenn ja, wie 
hoch ist dieser?

6. Abgeordneter
Dr. Wolfgang 
Stefinger
(CDU/CSU)

Kann die Bundesregierung bestätigen, dass die 
Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) GmbH im Auftrag des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung ein Büro in Dubai betreibt, in 
dem rund 50 Mitarbeiter der GIZ arbeiten und das 
die Aufgabe hat, Projekte in Afghanistan fernzu-
steuern?
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7. Abgeordneter
Dr. Wolfgang 
Stefinger
(CDU/CSU)

Für welche Projekte und in welcher Höhe ist es 
dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im ver-
gangenen Jahr gelungen, über die dem BMZ zu-
geordneten Instrumente & Organisationen, wie 
zum Beispiel die Agentur für Wirtschaft und Ent-
wicklung, private Gelder für den Wiederaufbau 
der Ukraine zu mobilisieren?

8. Abgeordneter
Paul Ziemiak
(CDU/CSU)

Durch welche Maßnahmen im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit mit den Staaten im 
Nahen Osten arbeitet die Bundesregierung kon-
kret an einer Implementierung ihres strategischen 
Ziels einer „feministischen Entwicklungspolitik“ 
(bitte die Maßnahmen für die Staaten Libanon, Is-
rael einschließlich der palästinensischen Gebiete, 
Irak, Syrien und Jordanien aufschlüsseln)?

9. Abgeordneter
Paul Ziemiak
(CDU/CSU)

Wie gestaltet sich die Entwicklungszusammenar-
beit mit Brasilien unter der neuen Regierung des 
Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva, und welche 
nennenswerten Veränderungen der Zusammen-
arbeit im Vergleich mit der brasilianischen Vor-
gängerregierung nahm die Bundesregierung bis-
her wahr?

10. Abgeordneter
Dr. Georg Kippels
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Haushalts-
mittel für Bildung, Ausbildung und berufliche 
Bildung in der Entwicklungszusammenarbeit an-
zuheben oder wenigstens auf gleicher Höhe zu 
halten, da diese nach meiner Auffassung entschei-
dend sind für die Erreichung der nachhaltigen 
Entwicklungsziele?

11. Abgeordneter
Thomas Rachel
(CDU/CSU)

Wann genau beabsichtigt das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, die für Sommer 2023 angekündigte BMZ-
Lateinamerika-Strategie vorzustellen?

12. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Wie viele örtliche Fachkräfte für die Erzeugung 
von Wasserstoff in den zu bauenden Produktions-
anlagen bei Lüderitz gibt es derzeit nach Kenntnis 
der Bundesregierung in Namibia, und wie viele 
sollen durch die Zusagen bei den Regierungsver-
handlungen über die gemeinsame Entwicklungs-
zusammenarbeit bis zur Fertigstellung der Pro-
duktionsanlagen ausgebildet worden sein (www.b
mz.de/de/aktuelles/aktuelle-meldungen/de-unterst
uetzt-namibia-bei-stadtplanung-gruener-wassersto
ff-155608)?
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13. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Hat die Bundesministerin für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung Svenja Schulze 
im Rahmen ihres Indienbesuches nach Kenntnis 
der Bundesregierung auch die stetig wachsenden 
Öl-, Kohle- und Düngemittel-Importe aus Russ-
land thematisiert (www.tagesschau.de/wirtschaft/
weltwirtschaft/indien-russisches-oel-101.html)?

14. Abgeordneter
Nicolas Zippelius
(CDU/CSU)

Wie beurteilt das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
konkret die Wirkung des Ansatzes „Sport für Ent-
wicklung“?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen

15. Abgeordnete
Caren Lay
(DIE LINKE.)

Wann soll der Gesetzentwurf zur Neuen Wohnge-
meinnützigkeit kommen, zu dem das Bundes-
ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen am 14. Juni 2023 nach meiner Auffas-
sung keine echten Eckpunkte, sondern eher einen 
Diskussionsstand verschickt hat, und strebt die 
Bundesregierung in dieser Wahlperiode noch eine 
Beschlussfassung eines solchen Gesetzes durch 
den Deutschen Bundestag an (www.morgenpos
t.de/wirtschaft/article238690781/miete-plan-baum
inisterin-wohnungen-konzept-neu.html)?

16. Abgeordnete
Caren Lay
(DIE LINKE.)

Inwiefern sieht die Bundesregierung, anlässlich 
der Krise beim Wohnungskonzern Vonovia SE 
und des stark gefallenen Börsenwerts des Kon-
zerns (www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehme
n/immobilien-krise-vonovia-milliardenverlust-10
0.html) die Möglichkeit, eine Vergesellschaftung 
des Konzerns auf den Weg zu bringen, und beab-
sichtigt die Bundesregierung der Forderung der 
Industriegewerkschaft Bauern-Agrar-Umwelt (IG 
BAU), eine Sperrminorität am Konzern zu erwer-
ben, nachzukommen, wenn ja, wie, und wenn 
nein, warum nicht (igbau.de/Jetzt-erst-recht-Bun
d-muss-bei-Vonovia-einsteigen-und-den-Kurs-mit
bestimmen.html)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Klimaschutz

17. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Befürwortet die Bundesregierung eine Verlänge-
rung des Gastransitabkommens zwischen Russ-
land und der Ukraine, nachdem der Bundesminis-
ter für Wirtschaft und Klimaschutz Dr. Robert 
Habeck auf dem Ostdeutschen Wirtschaftsforum 
in Bad Saarow sich zu den Folgen einer Gasman-
gellage in europäischen Partnerländern infolge 
einer Nichtverlängerung des Abkommens geäu-
ßert und sich hierbei entschlossen gezeigt hat, im 
Bedarfsfall die deutsche Industrie zu drosseln 
oder abzuschalten?

18. Abgeordneter
Jens Spahn
(CDU/CSU)

Auf welchen Berechnungen beruht die Aussage 
des Bundesministers für Wirtschaft und Klima-
schutz Dr. Robert Habeck, die Klimaschutzlücke 
bis zum Jahr 2030 sei „jetzt verringert durch die 
ganzen Maßnahmen, die wir ergriffen haben, um 
80 Prozent etwa auf 200 Millionen Tonnen“ (asset
s.deutschlandfunk.de/afe35b6f-2be6-4ad6-8cfd-b
cfeabfa0e7d/original.pdf, S. 3; bitte unter Angabe 
einzelner Maßnahmen, ihres Umsetzungsstands 
und ihres jeweiligen spezifischen Beitrags zur 
CO2-Einsparung)?

19. Abgeordneter
Jens Spahn
(CDU/CSU)

Mit welchen CO2-Einsparungen rechnet die Bun-
desregierung durch die Umsetzung der Novelle 
des Gebäudeenergiegesetzes entlang der von den 
Koalitionsfraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP vereinbarten Leitplanken 
(Ausschussdrucksache 20(25)397 des Ausschus-
ses für Klimaschutz und Energie des Deutschen 
Bundestages; bitte gesamt und jährlich für die 
Jahr 2024 bis 2030 angeben)?

20. Abgeordneter
Christian Görke
(DIE LINKE.)

Hält die Bundesregierung die Regelungen im 
Kohleverstromungsbeendigungsgesetz mit seinen 
Teilen Strukturstärkung und Investitionsgesetz 
Kohleregionen festgeschriebenen § 26 des Inves-
titionsgesetzes Kohleregionen ein, der besagt, 
dass das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie die Anwendung der Vorschriften dieses 
Gesetzes und ihre Auswirkung auf die wirtschaft-
liche Dynamik in den Revieren auf wissenschaft-
licher Grundlage alle zwei Jahre, erstmals zum 
30. Juni 2023, evaluiert, und wann ist mit der Ver-
öffentlichung der Evaluationsergebnisse zu rech-
nen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

21. Abgeordneter
Christian Görke
(DIE LINKE.)

Wie viele auf der EU-Sanktionsliste stehende Oli-
garchen sind bisher der Anzeigepflicht aus dem 
Sanktionsdurchsetzungsgesetz I nachgekommen 
(bitte unter Angabe der angezeigten Vermögens-
höhe auflisten)?

22. Abgeordneter
Lars Rohwer
(CDU/CSU)

Wie vereinbart die Bundesregierung den Grund-
satz gleichwertiger Lebensverhältnisse mit den 
angekündigten Kürzungen der Förderung der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (vgl. www.rnd.de/politik/wir
tschaftsfoerderung-2024-lindner-will-laendern-30
0-millionen-euro-streichen-WQCR7WKR3JC2D
P7EJVFGKOMMNI.html) und der Förderung der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (vgl. www.bwa
grar.de/aktuelles/finanzminister-will-kuerzen,QUl
EPTc1OTkyNDcmTUlEPTUxNjQ0.html)?

23. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Wird das Bundesministerium der Finanzen im 
Rahmen der Haushaltsrechnung des Bundes für 
das Jahr 2022 und die darauffolgenden Jahre auch 
die Einnahmen und Ausgaben der Anlage 1 zu 
Kapitel 1405 (1491) – analog etwa der Anlage 3 
zu Kapitel 6002 (6092) – ausweisen (falls nicht, 
bitte mit juristischer Begründung, warum nicht), 
und wird bzw. hat das Bundesministerium der Fi-
nanzen die bei Kapitel 1405 Titel 554 08 gesperrt 
zur Verfügung stehenden Verpflichtungsermächti-
gungen, die im Rahmen der Bereinigungssitzung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes-
tages für den Bundeshaushalt 2023 für die Jahre 
2024 und 2025 erhöht wurden, dem Bundesminis-
terium der Verteidigung dergestalt zur freien Ver-
fügung zugestanden, dass durch Inanspruchnahme 
der gesamten Verpflichtungsermächtigungen der 
im geltenden Finanzplan für die Jahre 2024 und 
2025 vorgesehene Plafond von 50,1 Mrd. Euro je-
weils um den Betrag der Erhöhung der Verpflich-
tungsermächtigungen des genannten Titels über-
schritten wird?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des
Innern und für Heimat

24. Abgeordnete
Clara Bünger
(DIE LINKE.)

Welches waren die 14 wichtigsten Herkunftsstaa-
ten (gemessen an der Zahl der Asylanträge) mit 
einer unter 20-prozentigen Schutzquote in der EU 
im Jahr 2022, wobei – wie beim Vorschlag für 
künftige Grenzverfahren – nur internationale 
Schutzstatus (d. h. kein Abschiebungs- und kein 
humanitärer Schutz) und keine Anerkennungen 
durch gerichtliche oder behördliche Korrekturen 
berücksichtigt werden sollen (bitte Länder und 
Schutzquoten auflisten), und was hat die Bundes-
regierung in den Verhandlungen zum Gemein-
samen Europäischen Asylsystem konkret unter-
nommen, um die Vereinbarung im diesbezüg-
lichen Prioritätenpapier vom 26. April 2023 
durchzusetzen, wonach bei Regelungen zu siche-
ren Drittstaaten Mindeststandards entsprechend 
der Genfer Flüchtlingskonvention gelten sollen, 
ganz konkret insbesondere auch ein Zugang zum 
Arbeitsmarkt und die Möglichkeit des Familien-
nachzugs, was nach meiner Wahrnehmung am 
8. Juni 2023 gerade nicht beschlossen wurde?

25. Abgeordnete
Clara Bünger
(DIE LINKE.)

Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wer-
den zusätzlich in der deutschen Botschaft in Isla-
mabad eingesetzt, um die angekündigten drei- bis 
vierstündigen Sicherheitsinterviews bei der Auf-
nahme gefährdeter Afghaninnen und Afghanen 
durchzuführen (bitte nach Behörden und Ge-
schlecht differenzieren; vgl. die Antwort der Bun-
desregierung auf meine Mündliche Frage 27, Ple-
narprotokoll 20/108, sowie die Antwort der Bun-
desregierung auf meine Mündliche Frage 37, Ple-
narprotokoll 20/96), und ist vorgesehen, dass 
Afghaninnen von weiblichen Mitarbeitern inter-
viewt werden, wenn sie dies beantragen?

26. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Wie oft wirkten seit 2013 bei Auftrags- bzw. Zu-
wendungsvergaben von Bundesministerien inklu-
sive nachgeordneter Behörden ggf. Personen mit, 
die mit leitendem Personal der jeweiligen Emp-
fänger in engem persönlichen Verhältnis stehen 
(z. B. verwandt, verschwägert bzw. Trauzeugen 
oder Taufpaten; bitte entsprechend den Bundes-
ministerien bzw. Behörden aufschlüsseln), und 
wie oft wirkten seit 2013 bei der Personalfindung 
im Bund (in bzw. für Bundesministerien inklusive 
nachgeordneter Behörden) ggf. Personen mit, die 
mit einzelnen Bewerberinnen und Bewerbern für 
den betreffenden Posten in engem persönlichen 
Verhältnis stehen (z. B. verwandt, verschwägert 
bzw. Trauzeugen oder Taufpaten; bitte aufschlüs-
seln)?
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27. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Arbeiten deutsche Nachrichtendienste oder andere 
deutsche Sicherheitsbehörden mit ukrainischen 
Geheimdiensten oder anderen ukrainischen Si-
cherheitsbehörden zusammen, um russische Des-
informationen in den (sozialen) Medien zu unter-
binden (vgl. petraerler.substack.com/p/wer-wars-z
ur-katastrophe-von-nowa)?

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

28. Abgeordneter
Petr Bystron
(AfD)

Gab es eine Kommunikation hinsichtlich des 
Ukraine-Krieges zwischen der Bundesregierung 
und den ukrainischen Behörden seit dem 24. Fe-
bruar 2022, die westliche Medien, Journalisten 
und Internetfirmen betraf, und wenn ja, welche?

29. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Wie hat die Bundesregierung sich zu der Bitte der 
Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien gegen-
über Ländern, deren Staatsangehörige als mut-
maßliche IS-Kämpfer in den Haftanstalten der 
Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien inhaf-
tiert sind, sich an der Einrichtung eines internatio-
nalen Tribunals zu beteiligen, bislang positioniert 
(vgl. nordundostsyrien.de/erklaerung-zu-gerichtsv
erfahren-gegen-auslaendische-is-kaempfer/), und 
in welchem Rahmen beteiligt sich die Bundes-
regierung an den Kosten der Inhaftierung mut-
maßlicher IS-Kämpfer?

30. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, die 
juristische Aufarbeitung der Verbrechen des soge-
nannten Islamischen Staates (IS) durch lokale Ge-
richte der Selbstverwaltung von Nord- und Ost-
syrien, wie es die Selbstverwaltung von Nord- 
und Ostsyrien ankündigte (vgl. nordundostsyrie
n.de/erklaerung-zu-gerichtsverfahren-gegen-ausla
endische-is-kaempfer/), zu unterstützen, und in 
welchem Umfang werden mutmaßliche IS-Kämp-
fer mit deutscher Staatsangehörigkeit, die in Haft-
anstalten der Selbstverwaltung von Nord- und 
Ostsyrien inhaftiert sind, konsularisch betreut?
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31. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Beabsichtigt die Bundesregierung, diplomatischen 
Druck auf die Ukraine auszuüben, damit diese 
einer Verlängerung des Gastransitabkommens mit 
Russland zustimmt, und welche diplomatischen 
Bemühungen beabsichtigt die Bundesregierung, 
um Russland zu einer Verlängerung zu bewegen, 
wie z. B. eine (teilweise) Aufhebung von Sanktio-
nen, nachdem der Bundesminister Dr. Robert 
Habeck auf dem Ostdeutschen Wirtschaftsforum 
in Bad Saarow verkündet hat, im Bedarfsfall die 
deutsche Industrie zu drosseln oder abzuschalten, 
falls es infolge einer Nichtverlängerung des Ab-
kommens in europäischen Partnerländern zu einer 
Gasmangellage kommt?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Justiz

32. Abgeordnete
Martina Renner
(DIE LINKE.)

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, ob von den Ermittlungen des Generalbundes-
anwalts beim Bundesgerichtshof (GBA) gegen 
Verantwortliche des Verlags „Der Schelm“ wegen 
des Verdachts der Gründung, Mitgliedschaft in 
und/oder Unterstützung einer seit August 2018 
bestehenden und auf die Verbreitung volksverhet-
zender Schriften gerichteten kriminellen Vereini-
gung (§ 129 Absatz 1 des Strafgesetzbuches – 
StGB) ausländische Staatsbürger betroffen sind 
oder waren und ob der GBA im Rahmen seiner 
Ermittlungen Amtshilfeersuchen an Behörden im 
europäischen sowie außereuropäischen Ausland 
gestellt hat (bitte auflisten nach Anzahl ausländi-
scher Staatsbürger, Land sowie Behörden, an die 
etwaige Amtshilfeersuchen gestellt wurden)?

33. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung, wie im Koalitionsver-
trag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP angekündigt, das Fremdbesitzverbot von 
Kanzleien überprüft, und wenn ja, wie lautet das 
Ergebnis dieser Überprüfung?
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34. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den Forderungen der 94. Konferenz der Jus-
tizministerinnen und Justizminister am 25. und 
26. Mai 2023, erstens – wie bereits von der 
Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Jus-
tizminister 2020 gefordert – eine Kommission 
einzusetzen, die den Reformbedarf im Zivilpro-
zessrecht prüft und Vorschläge für den Zivilpro-
zess der Zukunft unterbreitet, und zweitens eine 
zeitlich befristete rechtliche Regelung zu schaf-
fen, die den Ländern das zeitnahe Erproben und 
Evaluieren neuer zivilprozessualer Verfahrensab-
läufe ermöglicht?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

35. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Nach welchen Kriterien werden in Deutschland 
(durch Bundesministerien inklusive nachgeordne-
ter Behörden sowie – nach Kenntnis der Bundes-
regierung – die Bundesländer) für die Anwerbung 
ausländischer (Fach-)Arbeitskräfte geeignete 
Ziele (Länder, -regionen bzw. -bevölkerungsgrup-
pen) ausgewählt, und wie stimmt die Bundes-
regierung ihre Bemühungen mit denen der Bun-
desländer so ab, dass ein Konkurrieren in identi-
schen Regionen um ähnliche Personengruppen 
möglichst unterbleibt?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

36. Abgeordnete
Martina Renner
(DIE LINKE.)

Wurden die 36 Reservisten, welche von den Maß-
nahmen am 7. Dezember 2022 und am 22. März 
2023 als Beschuldigte oder sonstige Personen im 
Sinne von § 103 der Strafprozessordnung betrof-
fen waren, in der Zeit zwischen dem 1. Januar 
2015 und dem 31. Dezember 2019 zu Wehrübun-
gen in der aktiven Truppe oder zu Auslandseinsät-
zen herangezogen (vgl.: Antwort der Bundes-
regierung auf meine Mündliche Frage 44, Plenar-
protokoll 20/105; bitte auflisten, wann und wo)?
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37. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

Sind alle ukrainischen Soldaten bzw. Offiziere 
nach der Beendigung ihrer Ausbildung in 
Deutschland in die Ukraine zurückgekehrt, und 
wenn nein, wie viele nicht, und was ist der Bun-
desregierung ggf. über die in Deutschland Geblie-
benen bekannt?

38. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

An welchem Tag wurde durch die Leitung des 
Bundesministeriums der Verteidigung die laut 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP vorgesehene „kritische 
Bestandsaufnahme“ initial angestoßen bzw. in 
Auftrag gegeben, und wie ist der aktuelle Sach-
stand der „kritischen Bestandsaufnahme“ (insbe-
sondere hinsichtlich der avisierten Maßnahmen 
und der zugrundeliegenden Zeitplanung)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

39. Abgeordnete
Heidi Reichinnek
(DIE LINKE.)

Wie ist der aktuelle Stand des Vorhabens, den 
Krankenkassen zu ermöglichen, Verhütungsmittel 
als Satzungsleistungen zu erstatten und die Kos-
ten für Verhütungsmittel für Geringverdienende 
zu übernehmen, nachdem das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bereits 
im Juli 2022 den Bundesrat darüber unterrichtete, 
dass es ein Gespräch mit den betroffenen Ressorts 
gab und das Vorhaben geprüft werden solle (Bun-
desratsdrucksache 387/22)?

40. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung gesetzliche Maßnah-
men in Bezug auf das Outsourcing von Orthopä-
dietechnikleistungen auf den Laien (beispielswei-
se Online-Versorgung mit orthopädischen Einla-
gen; www.handwerksblatt.de/betriebsfuehrung/gu
tachter-warnt-vor-orthopaedischen-einlagen-aus-d
em-internet), und wenn nein, hat die Bundesregie-
rung Kenntnis davon, dass auf der Ebene der 
Selbstverwaltung untergesetzliche Änderungen 
geplant sind, und wie stellt die Bundesregierung 
sicher, dass eine Versorgung zulasten der Solidar-
gemeinschaft verbindlich aufgrund der Beanstan-
dung durch das Bundesamt für Soziale Sicherung 
nicht mehr (i. S. d. § 127 Absatz 1 Satz 1 bzw. 
Absatz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
umgesetzt wird?
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41. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen Än-
derungsbedarf im Fünften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V), um den jeweils zuständigen Kassenärzt-
lichen Vereinigungen der Länder zu ermöglichen, 
Planungsgebiete in an Bevölkerung wachsenden 
Städten neu einzuteilen, in denen es ohne gesetzli-
che Änderung vor allem in Neubaugebieten zu 
ärztlicher Unterversorgung kommt, weil Arztsitze 
nach der starren Struktur der Planungsgebiete vor 
allem im Innenstadtbereich verortet sind, kaum 
aber in den Neubaugebieten, und wie könnte eine 
entsprechende SGB-V-Änderung nach Vorstel-
lung der Bundesregierung konkret aussehen, um 
die ärztliche Versorgung auch in Neubaugebieten 
sicherzustellen?

42. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung mit Blick auf steigende 
Fälle von Hautkrebs (www.zdf.de/nachrichten/pa
norama/hautkrebs-zunahme-krankenhaus-behandl
ungen-100 .html) Präventionsmaßnahmen, wie 
beispielsweise das Aufstellen von Sonnencreme-
Spendern an öffentlichen Orten, wie dies bereits 
in den Niederlanden praktiziert wird (www.tagess
chau.de/ausland/europa/niederlande-sonnencrem
e-102.html)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Digitales und Verkehr

43. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat die Bundesregierung bei der Vergabe des 
deutsch-französischen Freundschaftstickets nach 
dem „Wer zuerst kommt, mahlt zuerst“-Prinzip 
(www.tagesschau.de/inland/regional/rheinlandpfa
lz/swr-ab-montag-gibts-kostenlose-bahntickets-na
ch-frankreich-100.html) sichergestellt, dass die 
Beantragung barrierefrei und nicht von der Ge-
schwindigkeit der Internetverbindung abhängig 
ist, und wenn ja, wie?
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44. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

Welche „operative Anlaufstelle für SAR-Akti-
on(en)“ wird die Bundesregierung bei der Search-
and-Rescue-(SAR)-Kontaktgruppe im Rahmen 
von Diskussionen über einen „Europäischen Rah-
men für die operative Zusammenarbeit bei Such- 
und Rettungseinsätzen im Mittelmeer“ benennen 
(www.statewatch.org/media/3903/eu-com-sar-roa
dmap-plan.pdf), und wie soll diese den geforder-
ten „systematischen, rechtzeitigen und detaillier-
ten Informationsaustausch zur Verbesserung des 
Situationsbewusstseins und eine insgesamt rei-
bungslose Koordinierung und Zusammenarbeit“ 
das Mittelmeer betreffend umsetzen?

45. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Wie hoch ist der durchschnittliche Stromver-
brauch pro Personenkilometer bei den verschiede-
nen ICE-Generationen (1, 2, 3, 3neo und 4)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

46. Abgeordneter
Björn Simon
(CDU/CSU)

Sind der Bundesregierung unterschiedliche Kon-
zepte zur Reform des § 21 des Verpackungsgeset-
zes bekannt, und wenn ja, wie bewertet sie insbe-
sondere die Vorschläge aus der Wirtschaft, und 
wann wird die Bundesregierung eine entsprechen-
de Anpassung im Verpackungsgesetz vorlegen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung

47. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Wie viele Forschungsvorhaben, die gegenwärtig 
im Rahmen des durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung aufgelegten Förderpro-
gramms über aktuelle Dynamiken und Herausfor-
derungen des Antisemitismus in Deutschland För-
dergelder empfangen oder zugesichert bekommen 
haben, thematisieren das aus meiner Sicht sich im 
Vordringen befindliche Problemfeld des muslimi-
schen Antisemitismus in Deutschland (vgl. dazu 
www.spiegel.de/politik/deutschland/antisemitism
us-unter-muslimen-studie-mahnt-zur-differenzier
ung-a-c54b6a4a-e245-4407-9437-c012a9b7b0c2 
und www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/veranstaltun
gen/2023/antisemitismustagung/antisemitismus-ta
gung-berlin.html, jeweils zuletzt abgerufen am 
7. Juni 2023)?

48. Abgeordnete
Heidi Reichinnek
(DIE LINKE.)

Wo kann die von der Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf meine Mündliche Frage 26, Plenar-
protokoll 20/99, für das zweite Quartal 2023 an-
gekündigte zweite Bekanntmachung zum Förder-
schwerpunkt „Förderung interdisziplinärer Ver-
bünde zur Erforschung von Pathomechanismen“, 
unter anderem mit einem Modul zu „Pathomecha-
nismen der Endometriose“, eingesehen werden, 
und falls diese noch nicht veröffentlicht wurde, 
wieso verzögert sich die Veröffentlichung?

49. Abgeordneter
Lars Rohwer
(CDU/CSU)

Ist davon auszugehen, dass die Mittel aus dem In-
vestitionsgesetz Kohleregionen in allen Aufbau-
phasen, d. h. auch für Grunderwerb und Bau, zur 
Finanzierung der Großforschungszentren nach 
dem Finanzierungschlüssel 90:10 zwischen Bund 
und Land genutzt werden können, und welche 
Meilensteine sollen ab der institutionellen Förde-
rung, die frühestens 2026 beginnt (vgl. Antwort 
der Bundesregierung auf meine Schriftliche Fra-
ge 148 auf Bundestagsdrucksache 20/7090), bis 
2038 definiert werden?

50. Abgeordnete
Nicole Gohlke
(DIE LINKE.)

Welche Schlüsse zieht das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung aus dem Bildungsappell 
verbunden mit dem Forderungskatalog „Bildungs-
wende JETZT!“, welcher von einem Bündnis von 
über 90 Bildungsinitiativen, Gewerkschaft, El-
tern- und Schülerinitiativen am 15. Juni 2023 dem 
Bundeskanzler Olaf Scholz, den Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten und den Ver-
treterinnen und Vertretern der Kultusministerkon-
ferenz übergeben wurde?
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